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Bildung ist entscheidender Standortfaktor im ländlichen Raum

Offensive soll Infrastruktur erhalten und Potenziale entwickeln

Stuttgart.   Zu einer Offensive für den ländlichen Raum fordert Gemeindetagspräsident Roger Kehle die Landesregierung auf. Vor allem der Ausbau von Bildungsangeboten sei ein entscheidender Standortfaktor für Städte und Gemeinden außerhalb der Ballungsräume. „Daran werden sich Familien und Unternehmen orientieren“, erwartet Kehle.

Wichtig für die Entwicklung des ländlichen Raums sei außerdem die Erschließung mit leistungsfähiger Breitband-Informationstechnik. Städte und Gemeinden müssten sich verstärkt um den Erhalt der Versorgung mit täglich benötigten Produkten und Dienstleistungen kümmern. Dabei werde die wohnortnahe Versorgung der Bevölkerung mit ärztlichen und anderen Gesundheitsdiensten immer stärker zum kommunalpolitischen Thema werden.

Potenzial der Hauptschulen entwickeln

Durch den Rückgang der Hauptschüler werden immer mehr einzügige Hauptschulen entstehen, die nicht alle in bisheriger Form erhalten werden können. „Die Hauptschule wird nur dann eine Zukunftsperspektive haben, wenn sie sich den gesellschaftlichen Herausforderungen stellt. Gerade im ländlichen Raum haben Hauptschulen ein Entwicklungspotenzial, das wir nutzen sollten“, sagte Kehle. „Städte und Gemeinden haben großes Interesse an aktiven, in der Gemeinde verwurzelten Schulen.“

Haupt- und Realschulen müssten sich verstärkt den steigenden Anforderungen des Arbeits- und Ausbildungsmarkts stellen. „Hauptschulen müssen sich in Richtung Werk-Realschulen und mittlerem Bildungsabschluss orientieren. Die Zukunft der Hauptschule wird von der beruflichen Perspektive abhängen, die sie ihren Absolventen mitgeben kann“, meinte Kehle.

„Wir wollen die Schule im Dorf lassen“

Die Einzügigkeit kleiner Hauptschulen dürfe nicht zu einer Einschränkung des Bildungsangebots führen. Sie dürften gerade beim Ausbau der Ganztagsschulen nicht übergangen

werden. „Wir wollen den Vorteil der Wohnortnähe und Verwurzelung in der Gemeinde nicht aufgeben. Hauptschüler im ländlichen Raum haben auch deswegen bessere Chancen am Arbeitsmarkt als anderswo“, sagte Kehle. „Das Land sollte im Rahmen von Schulversuchen neue Kooperationen von Haupt- und Realschulen erproben. Die Gemeinden als Schulträger sollten ihre interkommunale Zusammenarbeit verstärken“, empfahl Kehle, weil nicht jeder Schulstandort erhalten bleiben könne.

„Wir wollen aber die Schule im Dorf lassen, deshalb darf es keine Denkverbote für nachhaltige neue Konzepte geben“, sagte Kehle. Er verlangte, dass bei der Zusammenlegung von Hauptschulen die Lehrerstunden ungekürzt bleiben. Damit könne das Entstehen leistungsfähiger Schulstrukturen gefördert werden.

Eine engere Zusammenarbeit zwischen den kommunalen Schulträgern könne auch den Fortbestand von weiterführenden Schulen im ländlichen Raum sichern, so der Gemeindetag.

Rückzug aus der Schulsozialarbeit überdenken

Der bedarfsgerechte Ausbau der Ganztagsschulen werde zu einem wichtigen Standortfaktor, der Gemeinden im ländlichen Raum attraktiv mache für junge Familien. Der Ausbau könne aber nur gelingen, wenn auch die erforderlichen personellen Kapazitäten im pädagogischen Bereich bereit stehen. Eine ganztätige Betreuung könne nicht allein im Ehrenamt geleistet werden.

Ein umfassendes Erziehungskonzept erfordere den besonderen Einsatz der Schulleitungen und Lehrkräfte, zusätzliche Betreuung – etwa durch Jugendbegleiter – und intensive Zusammenarbeit mit den Eltern. Dazu gehöre aber auch Schulsozialarbeit. Zwar warnte Kehle davor, an eine Ausweitung der Schulsozialarbeit zu hohe Erwartungen zu knüpfen. Sie könne aber als pädagogisches Instrument im Zusammenwirken mit Lehrkräften und Eltern und in manchen Situationen erforderlich sein. „Der Landesregierung empfehle ich, ihren Rückzug aus der Schulsozialarbeit noch einmal zu überdenken“, sagte Kehle. „Es genügt nicht, allein auf die Schulträgerschaft der Städte und Gemeinden zu verweisen. Das muss im Zusammenhang mit dem pädagogischen Auftrag gesehen werden und liegt deshalb in der Mitverantwortung des Landes.“
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